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Zwischen 111000 und 230000 Kin-
der in der Schweiz leben in einem
armen Haushalt – je nach Defini-
tion. Gesicherte Zahlen sind im Be-
reich der Sozialhilfe verfügbar: Fast
45 Prozent aller Sozialhilfebezüger
sind jünger als 25-jährig, wie das
Bundesamt für Statistik fürs Jahr
2005 festhielt. Zum Vergleich: Bei
den über 65-Jährigen beziehen le-
diglich 1,5 Prozent Fürsorgegeld.

Arme Kinder in der reichen
Schweiz? Zusammengetragen hat
die ungemütlichen Befunde (siehe
auch Kasten) die Eidgenössische
Kommission für Kinder- und Ju-
gendfragen (EKKJ). Sie berät die
Landesregierung in diesen The-
men. EKKJ-Präsident Pierre Mau-
det–freisinnigesMitgliedderStadt-
genfer Exekutive – sprach gestern
an einer Medienkonferenz in Bern
von einer «tickenden gesellschaftli-
chen Zeitbombe» und forderte eine
gesamtschweizerische Strategie.

Gesetz seit sechs Jahren in Arbeit

Die Kommission hält denn auch
einen 55 Massnahmen umfassen-
den Forderungskatalog bereit: Ab
dem4.AltersjahrsolleinKindergar-
tenobligatorium gelten, zudem
mangle es an Kindertagesstätten.
Jugendliche mit tiefem Bildungs-
niveau sollen ab Mittelstufe bis zur
dauerhaften beruflichen Integrati-
on in die Arbeitswelt gecoacht wer-
den. Es brauche mehr Gesund-
heitsprävention und Steuerrabatte
für Leute am Existenzminimum.

Wird derWeckruf der Kommissi-
on auch gehört? Zwei Forderungen
seien hier herausgegriffen. Ergän-
zungsleistungen für bedürftige Fa-
milienwürdengemässEKKJhelfen,
Kinderarmutzumildern.Dasfindet
imGrundsatzauchderNationalrat,
der2001zweientsprechendeparla-
mentarische Initiativen überwie-
sen hat. Möglich wurde dies wegen
einer SP-CVP-Allianz. Wie bei den
AHV- und IV-Rentnern sollen Er-
gänzungsleistungen dort helfen,
wo das Einkommen den Grundbe-

Kampf gegen die Kinderarmut
Eidgenössische Kommission für Kinder- und Jugendfragen richtet teils umstrittene Forderungen an die Politik

Der Staat soll bedürftige Fami-
lien mit Ergänzungsleistungen
unterstützen. Diese Forderung
– eine von 55, mit denen Fach-
leute die Politik gegen Kinder-
armut wachrütteln wollen –
kommt bald ins Parlament.

S U S A N N E W E N G E R

Kinderzeichnung zum Thema Armut, gezeigt 2006 an der Ausstellung «Arm – ausgeschlossen?» in Biel.

HÖCHSTE SOZIALHILFEQUOTE BEI KINDERN BIS 10 JAHRE

2005 machten Kinder und junge Er-
wachsene 44 Prozent der Sozial-
hilfebezüger in der Schweiz aus.
Diese Zahl stammt vom Bundesamt
für Statistik. Am höchsten ist – im
Vergleich aller Altersgruppen – die
Sozialhilfequote bei den Kindern bis
zehn Jahre, gefolgt von den Jugend-
lichen und den jungen Erwachsenen
bis 25 Jahre. Am gefährdetsten sind
Kinder mit arbeitslosen Eltern,
Kinder von Alleinerziehenden und
Ausländerfamilien und Kinder mit
mehr als zwei Geschwistern. Verbrei-
tet ist die Problematik vorab in den
grösseren Städten, wo im Durch-

schnitt einer von zehn jungen Er-
wachsenen zwischen 18 und 25 Jah-
ren von der Sozialhilfe lebt. 70 Pro-
zent von ihnen verfügen über keine
abgeschlossene Ausbildung. Kin-
derarmut darf aber nicht auf finan-
zielle Aspekte reduziert werden. Stu-
dien zeigen beispielsweise einen Zu-
sammenhang zwischen Armut und
Gesundheit: Kinder aus einkom-
mensschwachen Familien sind häu-
figer fehlernährt und übergewichtig,
häufiger Passivrauch ausgesetzt, be-
wegensichwenigerundsindseltener
Mitglieder in organisierten Freizeit-
angeboten. (swe)

darfnichtdeckt.Begünstigtwerden
Familien mit kleinen Kindern und
Einelternfamilien. Falsche Anreize
gilt es zu vermeiden: Erwerbsarbeit
musssichweiterhinlohnen.Kosten
sollen die Ergänzungsleistungen, je
nach Modell, zwischen 880 und 895
Millionen Franken. Die Finanzie-
rung obläge Bund und Kantonen.

Doch die nationalrätliche Kom-
mission für soziale Sicherheit und
Gesundheit (SGK) brütet nun
schon sechs Jahre über einem Ge-
setzesentwurf, sie setzte die Arbeit
zwischendurch aus. Eilig hat man
es in der Kommission nicht, es gibt
namhafte Gegnerschaft.

Warnung vor Mehrausgaben

Allen voran FDP und SVP war-
nen vor Mehrausgaben für die öf-
fentliche Hand und kritisieren, mit
einer staatlichen Zusatzrente wür-
den die Ursachen von Armut nicht
beseitigt. Für die Befürworter – Lin-
ke,CVPundeineMehrheitderKan-
tone – sind Ergänzungsleistungen
ein bewährtes Instrument zur Ar-
mutsbekämpfung, wie sich im Al-
tersbereich gezeigt habe. Hilfeleis-
tungen an einkommensschwache

Familien kennen in der Schweiz
bisherzwölfKantone,amweitesten
gehtderKantonTessin.EinenStim-
mungstest für das Anliegen gab es
diesen Sommer im Kanton Zürich:
Dort erteilten die Stimmberechtig-
ten einer Volksinitiative für Famili-
en-Ergänzungsleistungen an der
Urne eine deutliche Abfuhr. Eine
nationale Lösung werde grössere
Chancen haben, glaubt die Zürcher
SP-Nationalrätin Jacqueline Fehr.

Man könne nicht «dauernd Steuer-
gesetze für Reiche» beschliessen,
jene am unteren Ende der Skala
aberdarbenlassen.ImerstenQuar-
tal 2008 will die SGK nun ihren Ge-
setzesentwurf vorstellen, danach
ist der Nationalrat am Zug.

Banken mit «Schuldenprozent»

Weil Schulden ein häufiges Pro-
blem armer Familien darstellen,
fordert die EKKJ weiter, Werbung

fürKonsumkreditezuverbieten.Sie
schlägt vor, dass Kreditinstitute ein
Prozent ihres Umsatzes an Schul-
den- und Budgetberatungsstellen
abliefern – eine Art «Schuldenpro-
zent» analog dem Kulturprozent
der Migros, wie es gestern hiess.

BeiderBranchekommtdiesganz
schlecht an. Für Heinz Hofer, Präsi-
dent des Verbandes Schweizer Kre-
ditbanken und Finanzierungsinsti-
tute,hinktderVergleichmitderMig-
ros. Das sei eine Genossenschaft –
dass hingegen Aktionäre von Fi-
nanzinstituten ein «Schuldenpro-
zent» abliefern möchten, kann sich
Hofer nicht vorstellen.

Das Schweizer Konsumkreditge-
setz sei streng genug, gehe über die
EU-Richtlinien hinaus. Zudem sei
jederWerbeauftrittmiteinemWarn-
hinweis versehen. Nur eine kleine
Minderheit habe Probleme, die Kre-
dite zurückzuzahlen, wie Erhebun-
genzeigten,argumentiertHofer.Die
Konsumkreditverschuldung von Ju-
gendlichen sei im Übrigen minim.

Fazit: Verschiedenen Forderun-
gen der Kommission für Kinder-
undJugendfragenwirdpolitischein
rauherWind entgegenblasen.

ENERGIEAMT Erneut wird ein
Amtsdirektor im Departement von
Bundesrat Moritz Leuenberger für
frühere Tätigkeiten zur Rechen-
schaft gezogen. Walter Steinmann,
Direktor des Bundesamts für Ener-
gie (BFE), muss nach dem gestern
veröffentlichten Entscheid des So-
lothurner Verwaltungsgerichts den
Kanton mit 100000 Franken ent-
schädigen. Steinmann war seit
1994LeiterdesAmtesfürWirtschaft
und Arbeit (AWA). Dieses hatte in
den Jahren 1995 bis 2001 zusam-
men mit dem Bund private Pro-
gramme für Arbeitslose finanziert.
Der Kanton Solothurn hatte von
Steinmann und zwei Mitbeschul-
digten in diesem Zusammenhang
total mindestens 200000 Franken
Schadenersatz verlangt. Laut dem
Gericht hat der Kanton rund 1,3
Millionen Franken Darlehensver-
lust erlitten, weil die Beklagten in
Verletzung ihrer Dienstpflicht die
Beschäftigungsprogramme ohne
Bonitätsprüfung vorfinanziert hät-
ten.SiehättendiegewährtenDarle-
hen nicht abgesichert und nicht
rechtzeitig dafür gesorgt, dass die
kantonalen Vorschüsse durch ent-

Noch ein Amtsdirektor
Leuenbergers bestraft

sprechende Bundesgelder ersetzt
würden. Steinmann hätte das Amt
besser organisieren, die Abläufe
klarer strukturieren und die Tätig-
keit der Mitarbeiter besser kontrol-
lieren müssen, heisst es.

Steinmann bestreitet die Vor-
würfe und will Berufung gegen das
Urteil einlegen. Es handle sich zu-
dem um eine zivilrechtliche Scha-
denersatzklage, erklärt sein An-
walt. Strafrechtlich sei Steinmann
nichts vorzuwerfen. Im Gegenteil
sei das Strafverfahren gegen ihn
eingestellt und seinem Klienten
eine Genugtuung zugesprochen
worden.

Steinmann bleibe im Amt, sagte
gestern ein Sprecher von Bundesrat
Leuenberger. Als er sich beworben
habe, sei nicht bekannt gewesen,
dass ein Verfahren gegen ihn laufe.
DerBundesratwählteSteinmannim
Februar2001.DieKlagegegenStein-
mann wurde im Juli 2002 einge-
reicht. Der Fall Steinmann lasse sich
nichtmitdemFallCronvergleichen,
sagte der Sprecher. Einzig vergleich-
bar sei, dass es sich um die Folgen
von Tätigkeiten aus der Zeit vor der
Bundestätigkeit handle. (ap/bin)

KURZ

SVP muss Video entfernen
VERFÜGUNG Die SVP muss ein um-
strittenes Wahlkampfvideo bis Mitt-
wochmittag aus dem Internet neh-
men. Das verlangt eine superpro-
visorische Verfügung des Kreisge-
richts Biel-Nidau, wie Richter Phi-
lippe Châtelet am Dienstagabend
im Westschweizer Fernsehen TSR
sagte. Anwältin Anna Hofer hatte
die SVP zuvor erfolglos aufgefor-
dert, den Film von der SVP-Website
zu entfernen. Sie vertritt zwei der
jungen Bieler, die in dem Film als
Schläger und Drogenkonsumenten
auftreten. (sda)

Kein Finanzreferendum
BUND Die Staatspolitische Kommis-
sion des Nationalrats verzichtet mit
12 gegen 10 Stimmen auf die Ein-
führung des Finanzreferendums auf
Bundesebene. Ausschlag gaben die
vielen negativen Stellungnahmen
in der Vernehmlassung. Im Februar
hatte die Kommission eine Vorlage
verabschiedet, die vorsah, dass neue
einmalige Ausgaben ab 200 Millio-
nen Franken oder neue wiederkeh-
rende Ausgaben ab 20 Millionen
demReferendumunterstelltwerden.
Sie setzte damit eine vom Nationalrat
gutgeheissene Initiative der SVP-Frak-
tion um. Inzwischen befürchtet aber
dieKommissionsmehrheit,einFinanz-
referendum würde die politischen
Prozesse blockieren. Sie wird nun be-
antragen, die parlamentarische Ini-
tiative abzuschreiben. (sda)

Ehre für Sigi Feigel
ZÜRICH Mitten in der Stadt Zürich
gibt es seit Dienstag die Sigi-Feigel-
Terrasse. Die Fläche zwischen der
Gessnerbrücke und dem Theater
an der Sihl, unweit des Hauptbahn-
hofs, wurde nach dem 2004 verstor-
benen Kämpfer für Minderheiten
benannt. Bei der Enthüllung der
Namenstafel zitierte Stadträtin Ester
Maurer Feigels Credo, wonach der
Kampf gegen Vorurteile und Ras-
sismus eine Bürgerpflicht sei. (sda)

Personalproblem im EDA
ARBEITSMARKT In der schweize-
rischen Diplomatie müssen in kurzer
Zeit 26 Stellen neu besetzt werden.
Doch dies wird schwierig. Die Kon-
kurrenz zwischen den Arbeitgebern
habe sich verschärft, sagte Jean-Phi-
lippe Jeannerat, Kommunikations-
chef im EDA. Dieses Jahr hätten sich
nur 74 Universitätsabgängerinnen
und -abgänger für die diplomatische
Karriere interessiert – gegenüber
207 im letzten Jahr. (sda)

BUNDESRATSWAHLZweiMona-
te vor den Parlamentswahlen rü-
cken die Parteien die Zusammen-
setzung des Bundesrats in denVor-
dergrund: Sprach die SVP am Mon-
tag von einem «Geheimplan gegen
Blocher», will die SP nun den
«Rechtsblock» im Bundesrat kna-
cken. FDP und SVP hätten im Bun-
desrateinenAnteilvon60,imParla-
mentundderBevölkerungabernur
von40Prozent,sagteFraktionsche-
fin Ursula Wyss vor den Medien.
Diese Situation habe zu einer Blo-
ckierung der politischen Reformen
geführt. Die SP steht laut eigenen
Angaben zur Konkordanz und ge-
steht deshalb nach jetzigem Wäh-
leranteil der SVP zwei Bundesrats-
Sitze zu. Christoph Blocher wird sie
aber nicht wählen. Das sei schon
2003 klar gewesen. Infolgedessen
wird die Partei bei der Bundesrats-
wahl vom Dezember möglicher-
weise einfach den Namen eines an-
deren SVP-Vertreters auf denWahl-
zettel schreiben. Die SP droht in
Richtung FDP. Gemäss heutiger
Wählerstärke seien die Freisinni-
gen im Bundesrat übervertreten,
sagteWyss.ObdieSPderCVPeinen
zweiten Sitz zulasten der FDP offe-
rierenodereinzusätzlichesMandat
für Rot-Grün reklamieren wird,
bleibt unklar. Über die genaue Zu-
sammensetzung des Bundesrates
solle nach den Parlamentswahlen
vom 21. Oktober diskutiert werden,
hiess es gestern. (ap/bin)

SP gegen
«Rechtsblock»

Sie gilt als sensibel austarierte Vor-
lage: Die 21,2 Milliarden Franken
schwere Botschaft über die Förde-
rung von Bildung, Forschung und
Innovation in den Jahren 2008 bis
2011 sieht ein jährliches Ausgaben-
wachstum von 6 Prozent vor. Die
bundesrätliche Vorlage hat den
Ständerat unbeschadet überstan-
den.GesternhatdieWissenschafts-
und Bildungskommission (WBK)
desNationalratsnunihreBeschlüs-
se zu den Bildungs- und For-
schungskrediten vorgestellt. Nicht
weniger als 43 Anträge sind für die
Herbstsession angekündigt.
Grundsätzlich bewegt sich die
Kommission auf Ständeratslinie,
mit drei Ausnahmen, die gesamt-
haft zu Mehrausgaben von 308 Mil-
lionen Franken führen würden.

Zustupf für Fachhochschulen
Nationalratskommission will Bildungskredite um 308 Millionen aufstocken

Oder umgerechnet zu 6,3 statt 6
Prozent jährlichemWachstum.

Die gewichtigste Änderung dürf-
te den Fachhochschulen (mindes-
tens temporäre) Freude bereiten.
NacheinemPattvon10:10Stimmen
hat die Kommission dank Stichent-
scheid der Präsidentin Kathy Riklin
(cvp, ZH) einen Antrag von Ruth
Genner (grüne, ZH) und Christa
Markwalder (fdp, BE) angenom-
men,denFachhochschulen200Mil-
lionen Franken mehr zu gewähren.

Derselbe Antrag war im Stände-
rat noch mit 21:16 Stimmen abge-
lehnt worden. Im Nationalrats-
plenum dürfte es knapp werden.
Ruedi Noser (fdp, ZH) wagt keine
Prognose. Allerdings gibt er gegen-
über dem «Bund» zu verstehen,
dass Christa Markwalder in der
FDP-Fraktion mit ihrem Anliegen
auf verlorenem Posten stehen wird.

Universitäten wollen Ausgleich

Mehr Chancen im Nationalrat
gibt Noser seinem Antrag, den die
WBK mit 13:8 Stimmen angenom-
menhat:100Millionenmehrfürdie
AbgeltungindirekterKostenbeiNa-
tionalfondsprojekten («Bund» vom

Aus 6 Prozent Wachstum wird
6,3 Prozent: Die vorberatende
Kommission des Nationalrats
zeigt sich bei den Forschungs-
krediten 2008 bis 2011 spen-
dabler als der Ständerat.
T H I S W A C H T E R

Samstag). Von dieser «Overhead»-
Aufstockung profitieren vor allem
Universitäten und ETH.

Der Generalsekretär der Schwei-
zerischen Universitäts-Konferenz,
Nivardi Ischi, bezeichnet diesen
Entscheid als «ganz wichtig». Er
deutet an, dass die Universitäten
mit diesem Zückerchen die Mehr-
ausgaben für die Fachhochschulen
verdauen könnten.

Im Nationalrat werden auch
Minderheitsanträge zu reden ge-
ben, die in der Kommission nur
knapp abgelehnt worden sind:
● 115,8 Millionen mehr für die Be-
rufsbildung (9:10 Stimmen),
● 6,4 Millionen mehr für Stipendien
und Studiendarlehen (9:11),
● Ausnehmen aller Kredite von der
Kreditsperre (10:11).

Neu will die Kommission 8 Mil-
lionen Franken einsetzen, um ein
Zentrum für angewandte Human-
toxikologie zu schaffen. Den ver-
spätet eingereichten Wunsch nach
einem 150 Millionen Franken teu-
ren Supercomputer im Tessiner
ETH-Rechenzentrum Manno will
die Kommission in einer speziellen
Vorlage dem Bundesrat vorlegen.

ZVG/EKKJ


